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Rentner insgesamt mehr als vollzeitarbei-
tende Nicht – Rentner. Die Mütterrente be-
lastet die Rentenversicherung zusätzlich. 
Echte Generationengerechtigkeit! Die Alten 
sind die Gewinner und die Jungen die Verlie-
rer der Sondierung. Die Einnahmen des Staa-
tes werden gesenkt und die Ausgaben des 
Staates werden erhöht. 

Angesichts immer weiter steigender Milliar-
denkosten wollen Union und SPD "eine große 
Pflegereform" auf den Weg bringen. „Wol-
len“ ist das entscheidende Wort – keine Ver-
pflichtung, kein Zeitplan, keine Zahlen über 
Entlastungen – BlaBlaBla und Bla! Die „große 
Pflegereform“ löst kein demografisches Prob-
lem. 

Die Mietpreisbremse soll zunächst für zwei 
Jahre verlängert werden. Dieses Instrument 
für den Mieterschutz wäre sonst Ende 2025 
ausgelaufen. Kein Wort über sozialen Woh-
nungsbau – echt gut! 

Eine erneute Reform des eben erst geänder-
ten Bundestagswahlrechts soll geprüft wer-
den. Kritik gab es vor allem, weil bei der Wahl 
am 23. Februar einige Direktkandidaten, die 
ihren Wahlkreis gewonnen hatten, kein Man-
dat erhielten. Die durch die Wahlrechtsre- 

Sondierungsergebnis 
der Unambitionierten 

Nachdem sich CDU, CSU und SPD auf ca. 
1000 Milliarden Euro neue Schulden geei-
nigt haben, war eine erfolgreiche Sondie-
rung kein Problem mehr, denn Geld 
(=Schulden) wäre jetzt genug da. Keine 
echte Reform, kein Subventionsabbau, 
keine echten Ausgabenkürzungen aber da-
für neue zusätzliche Ausgaben – TOLL! 

In SCHWARZ die Sondierungsergebnisse 
Quelle: zdf.de / in ROT Buchloer Hofnarr 

Das von der Ampel-Koalition reformierte 
Staatsangehörigkeitsrecht soll weiter Be-
stand haben. Die verkürzten Wartefristen 
für eine Einbürgerung und den Doppelpass 
für Nicht-EU-Bürger sollen bleiben. Man 
hat sich geeinigt, nichts zu ändern – warum 
muss man darüber diskutieren nichts zu 
tun? 

An den Landgrenzen sollen künftig auch 
Menschen zurückgewiesen werden, die ein 
Asylgesuch stellen - allerdings nur in Ab-
stimmung mit den Nachbarstaaten. Mög-
lich sind Zurückweisungen grundsätzlich 
nur da, wo es stationäre Grenzkontrollen 
gibt. Das individuelle im Grundgesetz ga-
rantierte Asylrecht wird faktisch abge-
schafft – Rechtsbruch als Ergebnis der Son-
dierungsgespräche! 

Die "breite Mittelschicht" soll laut Sondie-
rungspapier entlastet werden. Geplant ist 
eine Reform der Einkommensteuer. Außer-
dem soll die Pendlerpauschale in der Steu-
ererklärung erhöht werden. „Soll“ ist das 
entscheidende Wort – keine Verpflichtung, 
kein Zeitplan, keine Zahlen über Entlastun-
gen – BlaBlaBla und Bla! Eine höhere Pend-
lerpauschale als Zuckerl für die CSU, denn 
diese ökologisch und ökonomisch sinnlose, 
sogar umweltschädliche Subvention ist für 
die CSU wichtig. Die Einnahmen des Staa-
tes werden gesenkt. 

Zuschläge für Mehrarbeit, die über die 
tariflich vereinbarte beziehungsweise 
an Tarifverträgen orientierte Vollzeitar-
beit hinausgehen, sollen steuerfrei ge-
stellt werden. Steuerfreie Überstunden 
– ein Bonus für alle Industriearbeiter mit 
35 – Stunden – Woche. Alle Arbeitneh-
mer, welche noch 40 Stunden arbeiten 
(ohne oder mit Tarifvertrag) sind die Idi-
oten dieses Vorschlags, denn die ver-
steuern ihre fünf Stunden Mehrarbeit 
voll. Zukünftig wird es keine Lohnerhö-
hungen mehr geben, sondern nur noch 
Arbeitszeitverkürzungen mit anschlie-
ßenden Überstunden – das ist lukrativer 
für die Arbeitnehmer und senkt die Ein-
nahmen des Staates.   

Union und SPD halten an der unabhän-
gigen Mindestlohnkommission fest. Für 
die weitere Entwicklung des Mindest-
lohns soll sich diese "sowohl an der Ta-
rifentwicklung als auch an 60 Prozent 
des Bruttomedianlohns von Vollzeitbe-
schäftigten orientieren", wie es im Pa-
pier heißt. "Auf diesem Weg ist ein Min-
destlohn von 15 Euro im Jahr 2026 er-
reichbar." „Soll“ ist das entscheidende 
Wort – keine Verpflichtung, kein Zeit-
plan, keine Zahlen über Entlastungen – 
BlaBlaBla und Bla! 

Das Bürgergeldsystem soll überarbeitet 
werden. Das sagte CDU-Chef Friedrich 
Merz bei der Vorstellung der Vereinba-
rung in Berlin. "Für Menschen, die arbei-
ten können und wiederholt zumutbare 
Arbeit verweigern, wird ein vollständi-
ger Leistungsentzug vorgenommen." 
Auch die ca. 15000 Totalverweigerer 
darf im Rechtsstaat niemand verhun-
gern lassen – Rechtsbruch als Ergebnis 
der Sondierungsgespräche! 

Die Umsatzsteuer für Speisen in der Gastrono-
mie soll dauerhaft auf 7 Prozent sinken. Die 
Mehrwertsteuer in der Gastronomie war be-
reits in der Corona-Zeit von 19 auf 7 Prozent ge-
senkt worden, allerdings nur vorübergehend. 
Super – 12 Prozent mehr Einkommen für die 
Wirte. Wirte haben kein Einkommens- sondern 
ein Personalproblem! Die Wirte werden die 
Senkung genauso wenig an die Kunden weiter-
geben, wie während der Corona-Zeit. Die Ein-
nahmen des Staates werden gesenkt. 

Zur Entlastung von Unternehmen und privaten 
Haushalten soll die Stromsteuer auf den in der 
EU erlaubten Mindestwert sinken. Das soll zu 
Entlastungen um mindestens fünf Cent pro Kilo-
wattstunde führen. Union und SPD wollen da-
neben die Übertragungsnetzentgelte halbieren, 
ein Bestandteil des Strompreises. Die Einnah-
men des Staates werden gesenkt. 

Um die schleppende Nachfrage nach Elektroau-
tos wieder stärker anzukurbeln, planen Union 
und SPD wieder "einen Kaufanreiz". Eine beste-
hende Kaufprämie war Ende 2023 wegen Haus-
haltsnöten von der Ampel-Koalition abrupt ge-
stoppt worden, danach sackte die Nachfrage 
spürbar ab. Die Einnahmen der Autoindustrie 
werden, trotz der Rekordgewinne der letzten 
Jahre, erhöht. Die jetzt beginnende Entwicklung 
günstigerer E-Autos wird gebremst. Die Ausga-
ben des Staates werden erhöht. 

Das von der Ampel-Koalition beschlossene Aus 
für Agrardiesel-Vergünstigungen für Bauern soll 
gekippt werden. Wieder keine Subventionsab-
bau. Nach Jahren mit Rekordeinnahmen und of-
fenem Rechtsbruch mit illegalen Blockaden ha-
ben sich die Bauern das auch verdient. Die Ein-
nahmen des Staates werden gesenkt. 

Das beliebte Deutschlandticket für Busse und 
Bahnen kommt in den Koalitionsverhandlungen 
auf den Tisch - über "die Fortsetzung" über das 
Jahresende hinaus soll beraten werden. Man 
will über ein ökologisch bewährtes Bahnticket 
reden? War klar – für ökologische Mobilität war 
Geld noch immer knapp. Die Kohle wird ja für 
die Autos gebraucht! 

Wer in der Rente noch freiwillig weiterarbeitet, 
soll bis zu 2.000 Euro im Monat steuerfrei dazu-
verdienen können. Die sogenannte Mütterrente 
soll ausgeweitet werden: Auch für vor 1992 ge-
borene Kinder sollen drei statt wie bisher maxi-
mal zweieinhalb Erziehungsjahre bei der Rente 
angerechnet werden. Steuerfrei weiterarbei-
ten. Super! Dann verdienen teilzeitarbeitende  
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form in vier Jahren eingesparten 200 Milli-
onen Euro kann man durch die „Sonder-
vermögen“ wieder ausgeben. Die Ausga-
ben des Staates werden erhöht. 

------------------------------------------------------- 

Von den Wahlkampfversprechen der 
CDU/CSU ist schon vor den Koalitionsver-
handlungen nichts mehr übrig. Keinerlei 
Reformwillen. Keinerlei Ausgabensenkung, 
aber Ausgabensteigerungen. Keinerlei 
Subventionsabbau. Keinerlei Einsparun-
gen. Entweder Merz und Söder sind gran-
dios dumm, weil sie vor der Wahl nichts 
über die Probleme in Deutschland wussten 
oder die beiden haben die Wähler bewusst 
getäuscht um sich zum Wahlsieg zu lügen. 
Beides disqualifiziert sie bzw. ihre Parteien 
für ein Regierungsamt. Die AfD wird es den 
beiden danken, denn dieser Lügenpakt ist 
die beste AfD – Wahlwerbung. 

Meine Bitte an die Grünen: Stimmt nur 
der Finanzierung der Bundeswehr zu – 
nicht den anderen Schulden, damit 
CDU/CSU/SPD zu Reformen gezwungen 
werden. Die Probleme in Deutschland 
müssen gelöst, nicht vertagt oder mit ge-
liehenem Geld zugeschüttet werden. 


